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(Nr. 14294.) Geſetz zur Beſchleunigung der Umlegung. Vom 3. Dezember 1935. 


Das Staatsminifterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das für alle Umlegungen gilt, die 
nach der Umlegungsordnung vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 453) — in der Faſſung 
des Geſetzes vom 21. April 1934 (Geſetzſamml. S. 253) — durchgeführt werden leinſchl. der in 
den SS 26 und 27 der Umlegungsordnung erwähnten Umlegungen): 


Ladungen und ſonſtige Mitteilungen. 
§ 1. 


() Ladungen und ſonſtige Mitteilungen können den Beteiligten in jeder Form übermittelt 
werden, die die Übermittlung urkundlich nachweiſt. Entſcheidungen im Beſchlußverfahren ſind 
zuzuſtellen. 

(2) Betrifft die Ladung oder Mitteilung alle Beteiligten oder eine Gruppe von ihnen, ſo kann 
ſie durch öffentliche Bekanntmachung in den Gemeinden oder Nachbargemeinden geſchehen, in 
denen beteiligte Grundſtücke liegen oder eine Mehrzahl von Beteiligten wohnt (Umlegungs- oder 
Ausmärkergemeinden). Die Ladungsfriſt beträgt dabei mindeſtens zwei Wochen; ſie kann nicht 
abgekürzt werden. 

§ 2. N 

Die Beteiligten können auf Einhaltung von Ladungsfriſten verzichten. Eine Verletzung der 
Friſtvorſchrift kann ein Beteiligter nicht mehr rügen, wenn er in der Verhandlung anweſend iſt 
und die Rüge nicht vor Verhandlung zu ſeiner Sache vorbringt. 


Zuſtellungs bevollmächtigte. 
§ 3. 

Wer keinen Wohnſitz in einer Umlegungs- oder Ausmärkergemeinde hat, muß eine daſelbſt 
wohnhafte Perſon zur Entgegennahme von Ladungen und ſonſtigen Mitteilungen beſtellen 
(Zuſtellungsbevollmächtigte). Der Kulturamtsvorſteher kann dazu eine angemeſſene Friſt ſetzen 
und nach deren fruchtloſem Ablaufe ſelbſt den Zuſtellungsbevollmächtigten ernennen; dieſer muß 
das Amt annehmen. 

Beſtellte Vertreter. 
§ 4. 

Für Beteiligte, deren Teilnahmerecht ſich nicht aus dem Grundbuch ergibt, kann der Kultur⸗ 
amtsvorſteher Vertreter beſtellen. Die Vertreter ſind ermächtigt, für die Vertretenen alle 
Erklärungen abzugeben und entgegenzunehmen, die zur Durchführung des Verfahrens gehören. 


Schätzungs⸗ und Planbeſchwerden. 
§ 5. 
Die Beteiligten können Beſchwerden gegen die Nachweiſe der Flächen und Werte, die für 
die alten Grundſtücke und Berechtigungen ermittelt werden, und gegen den Auseinanderſetzungs⸗ 
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plan nur in einer mündlichen Verhandlung anbringen; die Beſchwerden ſind in die Verhandlungs⸗ 
ſchrift aufzunehmen. In der Ladung iſt darauf hinzuweiſen, daß die Beteiligten mit Beſchwerden 
ausgeſchloſſen ſind, die nicht in der Verhandlung angebracht und in die Verhandlungsſchrift 
aufgenommen werden. Zu dieſer Verhandlung ſind diejenigen Beteiligten durch beſondere Zuſtellung 
zu laden, die nicht in der Umlegungs⸗ oder Ausmärkergemeinde wohnen. Die Zuſtellungsvollmacht 
($ 3) gilt nicht. 
Auseinanderſetzungsplan. 
8 6. 

An die Stelle des bisherigen Rezeſſes (der Teilungsurkunde) tritt der Auseinanderſetzungs⸗ 
plan. Die Vorſchriften, die ſich auf den Rezeß beziehen, gelten ſinngemäß für den Auseinander- 
ſetzungsplan und feine Anderungen; eine Beſtätigung findet nicht ſtatt. 


Ausführung. 
§ 7. 

() Nach Vorlegung des Auseinanderſetzungsplans hat der Kulturamtsvorſteher deſſen Aus⸗ 
führung durch Beſchluß anzuordnen, wenn Beſchwerden gegen den Plan nicht vorliegen oder 
ſämtlich durch rechtskräftige Entſcheidung erledigt worden ſind. 

(2) Der Kulturamtsvorſteher kann, nachdem er über alle Beſchwerden entſchieden hat, die 
Ausführung anordnen, wenn aus längerem Aufſchube vorausſichtlich ein größerer Nachteil für 
die übrigen Beteiligten entſteht. 

(2) Die Ausführungsanordnung iſt öffentlich bekanntzumachen (§ 1). Jeder Beteiligte kann 
binnen zwei Wochen ſeit der Bekanntmachung das Rechtsmittel der Beſchwerde an den Ober⸗ 
präſidenten einlegen; dieſer entſcheidet endgültig. Die Beſchwerde hat hinſichtlich der tatſächlichen 
Ausführung des Planes keine aufſchiebende Wirkung. 

(4) Mit Rechtskraft der Ausführungsanordnung treten die Feſtſetzungen des Auseinander- 
ſetzungsplans in Kraft; namentlich geht damit das Eigentum an den neuen Grundſtücken über. 
Der Kulturamtsvorſteher hat den Tag der Rechtskraft öffentlich bekanntzumachen (§ 1). 

(6) Wird ein Auseinanderſetzungsplan, deſſen Ausführung angeordnet iſt, im Beſchwerde⸗ 
verfahren rechtskräftig geändert, ſo ergreift dieſe Anderung auch die Ausführungsanordnung, rück⸗ 
wirkend vom Tage ihrer Rechtskraft an. a 

§ 8. 

Aus beſonders wichtigem Grunde kann der Kulturamtsvorſteher mit Genehmigung des Ober⸗ 
präfidenten vor der Ausführungsanordnung nach § 7 anordnen, daß der vorgelegte Auseinander⸗ 
ſetzungsplan tatſächlich ausgeführt wird (beſchränkte Ausführungsanordnung). Die Anordnung iſt 
öffentlich bekanntzumachen (§ 1). 


Vorzeitiger Ausbau von Folgeein richtungen. 


8 9 
Der Kulturamtsvorſteher kann den Ausbau von Folgeeinrichtungen (§ 15 der Umlegungs⸗ 
ordnung) anordnen, ſobald ſie vom Oberpräſidenten genehmigt ſind. Die Vertretung der Geſamt⸗ 
heit der Beteiligten und der Kreisbauernführer ſind vorher anzuhören. Auf Grund der Anordnung 
iſt es zuläſſig, beteiligte Grundſtücke für den Ausbau in Anſpruch zu nehmen. 


Vorübergehende Landentziehung. 
§ 10. 

Der Kulturamtsvorſteher kann Grundſtücke oder Grundſtücksteile dem Beſitzer vorübergehend 
gegen Entſchädigung entziehen, um wirtſchaftliche Nachteile auszugleichen, die aus dem vorzeitigen 
Ausbau einem Beteiligten erwachſen, ihm aber billigerweiſe nicht zugemutet werden können. Das 
gleiche gilt, wenn in anderen Fällen vor Ausführung des Auseinanderſetzungsplans Flächen vor⸗ 
zeitig in Anſpruch genommen werden. ö 
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Beſchwerden. 
§ 11. 

Über Beſchwerden gegen die Feſtſetzungen nach den SS 8, 9 und 10 oder gegen die Art der 
Ausführung entſcheidet der Oberpräſident endgültig. Die Beſchwerden haben keine aufſchiebende 
Wirkung. 

Anderungen des Auseinanderſetzungsplans. 
8 12. 

Die Landeskulturbehörde kann den Auseinanderſetzungsplan, auch nachdem ſeine Ausführung 
angeordnet iſt, ändern und ergänzen, wenn ein überwiegendes wirtſchaftliches Bedürfnis der Be⸗ 
teiligten oder allgemeine Rückſichten die Anderung oder Ergänzung der gemeinſchaftlichen Anlagen 
erfordern. 

Grundbuchberichtigungen. 
§ 13. 

(1) Sobald die Ausführungsanordnung ($ 7) rechtskräftig geworden iſt, find das Grundſteuer⸗ 

kataſter und das Grundbuch nach dem Auseinanderſetzungsplane zu berichtigen. 


(2) Der Kulturamtsvorſteher erſucht das Grundbuchamt um Berichtigung des Grundbuchs. 
Dem Erſuchen ſind eine Beſcheinigung über die Rechtskraft der Ausführungsanordnung und ein 
beglaubigter Auszug aus dem Auseinanderſetzungsplane beizufügen, der enthalten muß: 

1. ein Verzeichnis der neuen Grundſtücke; 

2. die Bezeichnung der für die einzelnen Grundſtücke zu den Kulturamtsakten Teotäimiedken 

Eigentümer oder mit einem erblichen Nutzungsrechte verſehenen Beſitzer; 

3. die Bezeichnung der von jedem Beteiligten eingeworfenen Grundſtücke und Berechtigungen 
ſowie der an deren Stelle getretenen Grundſtücke, ferner die Angaben, die erforderlich ſind, 
um bei den in der zweiten und dritten Abteilung des Grundbuchs eingetragenen Rechten 
und Verfügungsbeſchränkungen die Abfindungsſtücke zu vermerken, auf denen fortan die 
Rechte und Verfügungsbeſchränkungen haften; 

4. die Bezeichnung der neu einzutragenden Grunddienſtbarkeiten und Reallaſten ſowie der zu 
löſchenden Rechte. 

(3) Von dem Erſuchen find diejenigen Rechtsänderungen auszunehmen, die durch ein gegen 

den Auseinanderſetzungsplan gerichtetes Beſchwerdeverfahren berührt werden. 

(4) Das Grundbuchamt berichtigt auf Grund des Erſuchens das Grundbuch durch Übernahme 
der eintragungsfähigen Rechtsänderungen. Bis das Grundſteuerkataſter berichtigt iſt, dient der 
Auseinanderſetzungsplan als amtliches Verzeichnis der Grundſtücke ($ 2 Abſ. 2 der Grundhüch⸗ 
ordnung). 

(5) Sobald die Ausführungsanordnung rechtskräftig geworden iſt, kann ein Beteiligter, deſſen 
Rechte durch ein gegen den Auseinanderſetzungsplan gerichtetes Beſchwerdeverfahren nicht berührt 
werden, beantragen, daß der Kulturamtsvorſteher das Grundbuchamt ſofort erſucht, das Grundbuch 
für die dieſem Beteiligten zugewieſenen Grundſtücke zu berichtigen. In dieſem Falle ſind dem 
Erſuchen außer der Beſcheinigung über die Rechtskraft der Ausführungsanordnung nur die für 
den alten Beſitzſtand und für die Abfindung des Antragſtellers maßgebenden Nachweiſe beizufügen. 

(e) Nach Eintritt der Rechtskraft des Auseinanderſetzungsplans iſt auf Erſuchen des Kultur⸗ 
amtsvorſtehers das Grundbuch inſoweit zu berichtigen, als die Berichtigung noch nicht vorgenommen 
iſt. Abſ. 2, 4 und 5 finden entſprechende Anwendung. Statt der Rechtskraft der Ausführungs⸗ 
anordnung iſt die Rechtskraft des Auseinanderſetzungsplans zu beſcheinigen. 


Schlußfeſtſtellung. 
§ 14. 
Der Kulturamtsborſteher ſchließt das Verfahren durch die Feſtſtellung ab, daß der Aus⸗ 
einanderſetzungsplan ausgeführt iſt und daß den Beteiligten keine Anſprüche mehr zuſtehen, die im 
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Umlegungsverfahren zu befriedigen geweſen wären (Schlußfeſtſtellung). Sie iſt den gemeinſchaft⸗ 
lichen Bevollmächtigten zuzuſtellen. 


Anderungen der Umlegungsordnung. 
§ 15. 
Die Umlegungsordnung wird wie folgt geändert: 
1. Die 88 17 und 19 werden aufgehoben. 
2. Der § 11 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
Der Beteiligte kann mit ſeiner Zuſtimmung für ſein Teilnahmerecht ganz mit Geld 
abgefunden werden, wenn wegen Geringfügigkeit eine Landentſchädigung nicht wirt⸗ 
ſchaftlich wäre. 
3. Hinter § 24 wird folgender $ 24a neu eingefügt: 
§ 24 a. 


Die Landeskulturbehörde kann Geldbeträge, die auf Grund des Umlegungs⸗ 
verfahrens zu bezahlen ſind, einziehen, ſobald das Verfahren eingeleitet iſt. 


Anderungen des Geſetzes über Landeskulturbehörden. 
§ 16. 
Das Geſetz über Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 (Geſetzſamml. S. 101) — in der 
Faſſung der Verordnung vom 29. März 1933 (Geſetzſamml. S. 79) — wird wie folgt geändert: 
1. § 21 Abſ. 2 gilt nicht für die Fälle des § 5 dieſes Geſetzes. 
2. § 23 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Über Streitigkeiten, die in einem Umlegungsverfahren über die Planlage oder über : 
ſolche Angelegenheiten entſtehen, die nach den bisherigen Vorſchriften dem ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahren unterlagen, beſchließt der Vorſteher des Kulturamts unter 
Mitwirkung der von den Beteiligten gewählten gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten 
($ 19 Abſ. Y. 8 
3. § 30 wird aufgehoben. 
4. Im 8 9 Abſ. 2 werden zu d die Worte „Umlegungs⸗ (Spezialſeparations⸗, Zuſammen⸗ 
legungs⸗, Verkoppelungs⸗, Konſolidationsſachen)“ geſtrichen. 


Aufhebung früherer Vorſchriften. 
§ 17. 
Alle entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben, ſoweit ſie ſich auf das Umlegungs⸗ 
verfahren beziehen. Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen wird, die durch dieſes Geſetz 
aufgehoben oder geändert werden, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle. 


Inkrafttreten und Ausführung des Geſetzes. 
§ 18. 

(0 Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. Für anhängige 
Umlegungsverfahren kann der Oberpräſident beſtimmen, daß die SS 5 bis 8, 12 bis 14, § 15 Nr. 1 
und § 16 Nr. 1, 3, 4 nicht anzuwenden ſind. Anhängige Spruchſachen werden nach den bisherigen 
Vorſchriften zu Ende geführt. 

(2) Der Miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft führt das Geſetz aus. Er kann ergänzende 
Vorſchriften treffen. 


Berlin, den 3. Dezember 1935. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Darré. 
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Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 3. Dezember 1935. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14295.) Neunte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 21. November 1935. 
Auf Grund der SS 1 und 14 des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten 


vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) wird folgendes beſtimmt: 


A. Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des § 1 des Geſetzes über die Aufſchließung von 
Wohnſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 659) werden erklärt 


I. aus dem Regierungsbezirk Aurich 


und zwar 
1. aus dem Kreiſe Aurich 
die Gemeinden: 


Extum Münkeboe 

Georgsfeld Theene 

Moordorf Viktorbur 

Moorhuſen Walle Weſterende Holzloog 


2. aus dem Kreiſe Leer 
die Gemeinden: 


Beſchotenweg Stadt Leer 
Boen Leerort 
Borkum Loga 

Bunde Neermoor 
Burlage Oſtrhauderfehn 
Diele Petkum 
Flachsmeer Rhaudermoor 
Folmhuſen Stapelmoor 
Großwolde Steenfelde 
Heisfelde Veenhuſen 
Holtermoor Vellage 
Holthuſen Völlen 

Ihren Warſingsfehn 
Ihrhove Weenermoor 
Kloſtermoor II Weſtrhauderfehn 
Kollinghorſt Wymeer 
Langholt Widdelswehr 


3. aus dem Kreiſe Norden 
die Gemeinden: 


Groß Midlum 


Stadt Norden 


Harsweg Oſterhuſen 
Hage Uphuſen 

Hinte Süderneuland I 
Larrelt Süderneuland II 
Lintelermarſch Suurhuſen 
Logumer Vorwerk Twixlum 
Lopperſum Weſterhuſen 
Lütetsburg 


4. der Stadtkreis Emden; 
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D. aus dem Regierungsbezirke Hannover 
und zwar 


aus dem Kreiſe Neuſtadt a. Rbge. 
die Gemeinde Mardorf; 


II. aus dem Regierungsbezirke Hildesheim 
der Stadtkreis Göttingen; 


IV. aus dem Regierungsbezirk Osnabrück 
und zwar 
1. aus dem Kreiſe Grafſchaft Bentheim 
die Stadt Nordhorn 


2. aus dem Landkreis Osnabrück 
die Gemeinden: 


Altenhagen Lechtingen 
Atter Lüſtringen 
Belm Malbergen 
Dröper Nahne 

Gaſte Natbergen 
Georgs⸗Marien⸗Hütte Oſede 
Goeteſch Oſede, Kloſter 
Harderberg Ohrbeck = 
Hasbergen Powe 

Haſte Pye 

Hellern Rulle 

Hörne Voxtrup 
Hollage Wallenhorſt 
Holzhauſen 


3. der Stadtkreis Osnabrück mit Ausnahme des Stadtkernes, der begrenzt wird 
wie folgt: 

Iburgerſtraße — Pattbrede — Wartenbergſtraße — Mellerſtraße — Narup⸗ 
ſtraße — Schellenbergſtraße — Heiligerweg — Schwanenburgſtraße — 
Gartlagerweg — Hunteburgerweg — Haſterwegunterführung — Am Bahn⸗ 
damm — ehemalige Gemeindegrenze zwiſchen Osnabrück Schinkel — Lange⸗ 
wand — Knollſtraße — Oſt⸗ und Nordgrenze des Bürgerparkes — Süntel⸗ 
ſtraße — Kornſtraße — Bramſcherſtraße bis zur Stadtgrenze — Stadtgrenze 
bis zur Haſe — Südoſtſeite der Kläranlage zwiſchen Haſe und Straße an der 
Papenhütte — Straße an der Papenhütte — Walkenmühlenweg — Na⸗ 
truperſtraße — verlängerte Mozartſtraße — Mozartſtraße bis zur Lengericher⸗ 
ſtraße — Lengericherſtraße — Rückertſtraße — Blumenhallerweg — Martini⸗ 
ſtraße — Auguſtſtraße — Jahnſtraße — Wüſtenſtraße — Schnatgang — 
Sandſtraße — Limbergerſtraße — Moskauerſtraße — Eiſenbahnlinie bis 
zur Sutthauſerſtraße — Sutthauſerſtraße — Magdalenenſtraße — Haus⸗ 
wöhrmannsweg — Iburgerſtraße; 


V. aus dem Regierungsbezirke Stade 
und zwar 

aus dem Kreiſe Stade 

die Gemeinden: 
Agathenburg 
Barge 
Hagen 
Stadt Stade. 
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B. Die vorletzte und letzte Zeile des Abſchnitts I der Achten Verordnung über Wohnſiedlungs⸗ 
gebiete vom 16. September 1935 (Geſetzſamml. S. 132) erhält an Stelle des jetzigen 
Wortlauts folgende Faſſung: 


aus dem Kreiſe Wernigerode 
die Gemeinde Schierke. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. Dezember 1935 in Kraft. 
Berlin, den 21. November 1935. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter. 


In Vertretung: 
Krohn. 


(Ar. 14296.) Verordnung zur Abänderung der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes 
über das Feuerlöſchweſen vom 20. März 1934 (Geſetzſamml. S. 237). Vom 25. November 
1935. 


Auf Grund des § 26 des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen vom 15. Dezember 1933 
(Geſetzſamml. S. 484, 500) wird für das Land Preußen folgendes verordnet: 


§ 1. 
Der § 1 der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über das Feuerlöſchweſen 
vom 20. März 1934 (Geſetzſamml. S. 237) erhält folgende Faſſung: 

Soweit freiwillige Feuerwehren nach Inkrafttreten des Geſetzes über das Feuer⸗ 
löſchweſen vom 15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 484, 500) in Form von eingetragenen 
Vereinen gebildet ſind oder werden, erfolgt die gerichtliche Beurkundung oder Beglaubigung 
der Anmeldung zum Vereinsregiſter und die Eintragung in das Regiſter gebührenfrei. 


82. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 30. März 1934 in Kraft. 


Berlin, den 25. November 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 
Grauert. 


(Mr. 14297.) Verordnung zur Durchführung des Artikels I § 2 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels in den Städten Altona und Dortmund. Vom 3. Dezember 1935. 

Auf Grund der Vorſchrift des Artikels I § 2 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes zum Schutze des 

Einzelhandels vom 12. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 262) in der Faſſung der Geſetze vom 

27. Juni 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 523) und 13. Dezember 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1241) wird 


folgendes beſtimmt: 
§ 1. 


Als Gemeindebezirke im Sinne der Vorſchrift des $ 2 Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes zum 
Schutze des Einzelhandels gelten: 


pr. Grunau, Hol ten. str. 12% 
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1. innerhalb der Stadt Altona die Stadtteile: 
a) Altſtadt und Ottenſen, 
b) Bahrenfeld, Othmarſchen, Groß Flottbeck und Klein Flottbeck, 
c) Stellingen-Langenfelde und Eidelſtedt, 
d) Lurup und Osdorf, 
e) Blankeneſe, Dockenhuden und Kolonie Hochkamp, 
4) Sülldorf und Riſſen; 
2. innerhalb der Stadt Dortmund die Verwaltungsbezirke: 
a) Altſtadt einſchl. Körne und Wambel, Dorſtfeld, Huckarde und Eving, 
b) Hörde, Hombruch, Wellinghofen und Aplerbeck, 
c) Derne und Brackel, 
d) Mengede, 
e) Lütgendortmund und Marten. 
82. 
Die Beſtimmung des § 1 findet feine Anwendung, ſoweit bereits vor Inkrafttreten dieſer 


Verordnung zum Zwecke der Verlegung einer Verkaufsſtelle Verkaufsräume gemietet oder gepachtet 
oder bauliche Veränderungen an einem Grundſtücke vorgenommen worden ſind. 


§ 3. 
Dieſe Vorſchrift tritt mit dem Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 3. Dezember 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter. 
In Vertretung: 


Poſſe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſgamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Oktober 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Nordweſtdeutſchen Kraftwerke, A. G. in 
Hamburg, für den Bau zweier 100 000 Volt-Doppelleitungen zur Übertragung elektriſcher 
Energie zwiſchen Lüneburg und Harburg-Wilhelmsburg ſowie zwiſchen Lüneburg und 
Niendorf bei Lübeck 
durch die Amtsblätter der Regierung in Lüneburg Nr. 45 S. 168, ausgegeben am 9. November 
1935, und der Regierung in Schleswig Nr. 45 S. 370, ausgegeben am 9. November 1935; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Oktober 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Rheinprovinz 
in Düſſeldorf für den Bau einer Umgehungsſtraße in Oberwinter 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 48 S. 236, ausgegeben am 16. November 1935. 
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